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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

zu Wochenbeginn erschütterte uns die Tragödie in Moria. Es ist 

höchste Zeit das Warten auf eine gesamteuropäische Lösung 

vorerst aufzugeben und für pragmatische Lösungen mit auf-

nahmebereiten Ländern und Kommunen und der Zivilgesell-

schaft zu sorgen. Die Aufnahme von 150 minderjährigen Ge-

flüchteten darf dabei nur der Anfang sein. Viel mehr ist möglich. 
 

Der Deutsche Bundestag hat in dieser Woche seine Arbeit nach 

der parlamentarischen Sommerpause wieder aufgenommen. 

Letzte Woche ging die SPD-Bundestagsfraktion bereits in 

Klausur, um Lehren aus der Corona-Pandemie zu formulieren. 

Wir sehen uns weiterhin in der Verantwortung den Sozialstaat 

zu stärken und so zu organisieren, dass der Mensch dabei im 

Mittelpunkt steht. Wir begreifen die Krise als Chance gesell-

schaftliche Missstände anzugehen. Vor diesem Hintergrund 

werden wir in den nächsten Wochen wichtige Vorhaben in den 

parlamentarischen Prozess einbringen. Die Entwicklung eines 

nachhaltigen Lieferkettengesetzes, Verbesserungen von 

Arbeitsbedingungen in deutschen Schlachthöfen und die 

Einrichtung eines Sachverständigenrates zum Umgang mit 

extremistischen Tendenzen in unserer Gesellschaft gehören 

unbedingt dazu. 
 

In erster Lesung wurde das „Krankenhauszukunftsgesetz“ im 

Plenum beraten. Der Bund will die Modernisierung stationärer 

Notfalleinrichtungen, die digitale Ausstattung sowie die 

regionale Vernetzung von Krankenhäusern fördern. Mit einem 

weiteren Gesetzentwurf wollen wir die Apotheken vor Ort 

gegenüber ausländischen Versandapotheken stärken. Zu 

diesem Vorhaben redete ich im Plenum. 

In einer öffentlichen Anhörung habe ich mit den Gesundheits-

politikern aller Parteien und externen Sachverständigen über 

die Fortführung der Rechtsverordnungen und Anordnungen 

angesichts der weiterhin bestehenden Gefahrenlage durch 

Corona diskutiert. In einer weiteren Anhörung war die 

Unterstützung von pflegenden Angehörigen und Pflegekräften 

Thema. Die Anhörungen können Sie hier anschauen. 
 

Am Donnerstag konnte ich mit 30 jungen Politikinteressierten 

über die aktuelle Corona-Lage sprechen. Wenngleich dies nur 

über Videokonferenzschaltung ging, bin ich froh, dass diese Art 

des Austauschs möglich ist.  

Ich wünsche Ihnen und Ihrer Familie ein schönes Wochenende. 

Bitte bleiben Sie gesund! 
 

Ihre   

mailto:sabine.dittmar@bundestag.de
https://www.spdfraktion.de/system/files/documents/fraktionsbeschluss_lehren-aus-der-krise_20200904.pdf
https://www.bundestag.de/abgeordnete/biografien/D/dittmar_sabine-519068
https://www.bundestag.de/
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Fotos  
         der Woche 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 

Statement 
der Woche 
 

„Moria steht seit Monaten in 
Flammen. In den Flammen des 
Elends, der Verzweiflung, der 

Selbstaufgabe Europas. 
Seehofer muss nun umgehend 
den Weg frei machen, dass auf-
nahmebereite Bundesländer so-
fort gemeinsam helfen können“ 

Lars Castellucci                                            

migrationspolitischer Sprecher der SPD-

Bundestagsfraktion zur Lage in Moria 

 

 

 

 

Highlights 
der nächsten Wochen 

 
 

  

Wann Wo Was 

12.09. 
 

12.00 Uhr-   
17.00 Uhr 
 

 
Onl ine auf  
bayernspd.de  
 
 

 
Digita ler  Kleiner 
Parte itag der 
Bayern SPD 
 

Am Donnerstag durfte ich mit gut 

30 interessierten und hervorra-

gend vorbereiteten Praktikantin-

nen und Praktikanten der SPD-

Bundestagsfraktion über die aktu-

elle Corona-Situation sprechen. 

Ich freue mich, dass ein derartiger 

Austausch über das Internet mög-

lich ist. 

Bild: Büro Sabine Dittmar 
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FLEISCHINDUSTRIE 

DER MISSBRAUCH 
VON WERK- UND 
LEIHVERTRÄGEN WIRD 
BEENDET 
 

Die Corona-Krise hat die schon 

lange herrschenden Missstände 

beim Arbeitsschutz in der Fleisch-

industrie offengelegt. Ein neues 

Gesetz soll Werk- und Zeitar-

beit verbieten und die Kontrollen 

verbessern. 

Das Verbot von Leih- und Werkarbeit 

in der Fleischindustrie rückt näher: 

Das Arbeitsschutzkontrollgesetz 

wurde am Donnerstag in Erster Le-

sung vom Bundestag beraten.  Das 

Gesetz soll geordnete und sichere Ar-

beitsbedingungen in der Fleischin-

dustrie herstellen und legt bundesweit 

einheitliche Regeln zur Kontrolle der 

Betriebe und zur Unterbringung der 

Beschäftigten auch in anderen Bran-

chen fest. 

Damit reagiert die Bundesregierung 

auf die alarmierenden Missstände in 

der Fleischindustrie, die während der 

Corona-Pandemie die Öffentlichkeit 

schockierten. Beschäftigte in den 

Schlachterbetrieben arbeiteten trotz 

Corona-Schutzmaßnahmen dicht an 

dicht zusammen, die Identität der Mit-

arbeiter war in vielen Fällen nicht oder 

nur schwer nachverfolgbar, weil sie 

nicht in dem Unternehmen direkt an-

gestellt waren, sondern von einem an-

deren Unternehmen über einen Werk-

vertrag entsandt und eingesetzt wor-

den waren. Zudem waren sie oft in 

überfüllten Gemeinschaftsunterkünf-

ten untergebracht, in denen die 

Corona-Hygieneregeln nicht eingehal-

ten werden konnten. Zahlreiche Be-

schäftigte steckten sich mit dem 

Corona-Virus an. Sicherheit und Ge-

sundheitsschutz der Beschäftigten 

und das Gebot einer menschenge-

rechten Gestaltung der Arbeit wurden 

zum Teil grob missachtet. 

Die Branche steht schon lange in der 

Kritik. „Schon vor der Pandemie hat 

sich in Teilen der Branche ein System 

von organisierter unternehmerischer 

Verantwortungslosigkeit etabliert“, 

sagt SPD-Arbeitsminister Hubertus 

Heil. Wenn am gleichen Fließband 

Beschäftigte mit vielen verschiedenen 

Werkverträgen arbeiteten, sei am 

Ende kaum noch nachvollziehbar, wer 

die Verantwortung für faire Bezah-

lung, für den Arbeits- und Gesund-

heitsschutz und für eine menschen-

würdige Unterbringung trage. „Wir 

müssen daher dem Prinzip der unter-

nehmerischen Verantwortung, das die 

Grundlage unserer sozialen Marktwirt-

schaft ist, in der Fleischindustrie wie-

der Geltung verschaffen. Aus diesem 

Grund werden wir das System un-

durchsichtiger Werkverträge been-

den, die Arbeitgeber zu Auskünften 

über die Arbeits- und Unterbringungs-

bedingungen verpflichten und diese 

häufiger und effektiver kontrollieren“, 

so der Arbeitsminister. 

Der Gesetzentwurf sieht konkret fol-

gende Schritte vor: 

Werk- und Leihverträge 

Im Kerngeschäft der industriellen 

Fleischverarbeitung, dem Schlachten, 

Zerteilen und Verarbeiten von Tieren, 

dürfen künftig nur noch eigene Be-

schäftigte des Unternehmens tätig 

sein. Insoweit ist der missbräuchliche 

Einsatz von Werkverträgen und Leih-

arbeit in der Fleischindustrie nicht 

mehr möglich. Diese Regelungen gel-

ten für Werkverträge ab dem 1. Ja-

nuar 2021 und für Leiharbeit ab dem 

1. April 2021. Für Unternehmen des 
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Fleischerhandwerks mit bis zu 49 Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmern 

gelten diese Regeln nicht. Gleichzeitig 

schafft die Koalition Regeln über Min-

destanforderungen bei der Bereitstel-

lung von Gemeinschaftsunterkünften 

sowie eine Auskunftspflicht der Be-

triebe, wie Beschäftigte untergebracht 

werden. 

Arbeitszeit 

Die Pflicht zur Aufzeichnung und Auf-

bewahrung der geleisteten Arbeitszeit 

im Bereich der Fleischindustrie 

wird verschärft. Arbeitgeber in der 

Fleischindustrie werden verpflichtet, 

eine elektronische Arbeitszeitkontrolle 

einzuführen. So kann auch die Einhal-

tung der Mindestlohnvorschriften bes-

ser kontrolliert werden. Zudem wird 

der Höchstbetrag für das Bußgeld für 

Verstöße gegen Arbeitszeitvorschrif-

ten von 15.000 auf 30.000 Euro ver-

doppelt. 

Arbeitsschutz 

Die Koalition schafft bundesweit ein-

heitliche Maßstäbe für die Kontrollen 

der Arbeitsschutzaufsicht der Länder. 

Die Anzahl der besichtigten Betriebe 

soll schrittweise deutlich erhöht wer-

den. In Betrieben mit besonderem Ge-

fährdungspotenzial müssen Schwer-

punkte gesetzt werden. Ein Kernele-

ment des Arbeitsschutzkontrollgeset-

zes ist daher die Einführung einer ver-

bindlichen schrittweise zu erfüllenden 

jährlichen Mindestbesichtigung von 

fünf Prozent der im jeweiligen Land 

vorhandenen Betriebe. Darüber hin-

aus soll das Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales künftig auch in au-

ßergewöhnlichen Notlagen wie der 

aktuellen Pandemie zeitlich befristet 

besondere Arbeitsschutzanforderun-

gen festlegen können. 

 

Mindeststandards für Gemein-

schaftsunterkünfte 

Um die Unterbringungssituation der 

Beschäftigten zu verbessern, wird ge-

setzlich klargestellt, dass die Unter-

bringung von Beschäftigten in Ge-

meinschaftsunterkünften innerhalb 

und außerhalb des Betriebsgeländes 

Mindestanforderungen genügen 

muss. Diese werden ebenfalls von 

den Arbeitsschutzbehörden kontrol-

liert. 

Fachstelle Sicherheit und Gesund-

heit 

Um bundesweit die Transparenz hin-

sichtlich des staatlichen Aufsichtshan-

delns zu erhöhen, wird bei der Bun-

desanstalt für Arbeitsschutz und Ar-

beitsmedizin eine Fachstelle „Sicher-

heit und Gesundheit bei der Arbeit“ 

eingerichtet. Sie wird die Datenlage zu 

den durchgeführten Kontrollen in den 

Betrieben verbessern. 

 
MISSBRÄUCHLICHE ABMAHNUNGEN 

MEHR SCHUTZ FÜR 
KLEINE 
UNTERNEHMEN UND 
ONLINE-SHOPS  
 

Der faire Wettbewerb wird gestärkt: 

Künftig soll die Praxis von Abzo-

ckern, kleine Unternehmen miss-

bräuchlich mit Abmahnungen zu 

überhäufen und dafür Gebühren zu 

kassieren, unterbunden werden.   

Jetzt endlich kommen Mechanismen 

zur Verhinderung von missbräuchli-

chen Abmahnungen gegenüber klei-

nen Online-Händlern oder Handwer-

kern – mit dem Gesetz zur Stärkung 

des fairen Wettbewerbs. Abmahnun-

gen sind ein Rechtsinstrument, um 
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Streitigkeiten im Wettbewerbs-, Mar-

ken- oder Urheberrecht kostengüns-

tig, schnell und außergerichtlich bei-

zulegen. Von missbräuchlichen Ab-

mahnungen wird unter anderem ge-

sprochen, wenn sie lediglich den 

Zweck verfolgen, Abmahngebühren 

und Vertragsstrafen zu kassieren. 

Solche Abmahnungen sind insbeson-

dere für viele kleine Unternehmen ein 

großes Problem, teils sogar existenz-

gefährdend. Dabei durchsuchen Ab-

zocker mit sogenannten Crawlern 

Websites automatisiert nach Bagatell-

verstößen wie etwa Fehler auf der 

Website und versenden eine Vielzahl 

von Abmahnungen per Serienbrief, 

um die Kostenerstattung und hohe 

Vertragsstrafen zu kassieren. Diesen 

Abmahnern geht es also mitnichten 

um sauberen Wettbewerb. „Diese Ma-

sche wird sich künftig nicht mehr loh-

nen“, sagt Dirk Wiese, stellvertreten-

der SPD-Fraktionsvorsitzender. Das 

neue Gesetz, dem der Bundestag am 

Donnerstag zustimmte, soll die Praxis 

unterbinden. „Verstöße gegen gesetz-

liche Kennzeichnungs- und Informati-

onspflichten können zwar noch abge-

mahnt werden, für Mitbewerber be-

steht aber kein Anspruch auf Erstat-

tung der Kosten mehr. Auch die Mög-

lichkeiten für Vertragsstrafen werden 

eingeschränkt und die Strafen für 

kleine Unternehmen in einfach gela-

gerten Fällen auf 1000 Euro gede-

ckelt. Wer dennoch missbräuchlich 

abgemahnt wird, hat nun einen An-

spruch auf Erstattung der Kosten sei-

ner Rechtsverteidigung in der Höhe, in 

der auch der Abmahnende sie geltend 

gemacht hat“, sagt Wiese. 

Verbraucherverbände oder die Wett-

bewerbszentrale können ebenso wie 

andere Organisationen, deren Red-

lichkeit nun vom Bundesamt für Justiz 

überprüft wird, weiter kostenpflichtig 

abmahnen. Von diesen ist aber kein 

Missbrauch zu erwarten und die erho-

benen Kosten sind immer moderat. 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat bei 

den Verhandlungen dafür gesorgt, 

dass die Klagebefugnis der Gewerk-

schaften erhalten bleibt. Zudem 

konnte die SPD-Fraktion eine Rege-

lung durchsetzen, nach der Autoer-

satzteile für Modelle mit Designs, die 

nach dem Inkrafttreten eingetragen 

werden, nicht mehr dem Designschutz 

unterliegen und somit deutlich preis-

werter werden. „Die Monopolstellung 

der Hersteller für Kotflügel, Schein-

werfer und Co wird endlich aufgebro-

chen“, sagt Fraktionsvize Wiese. Zum 

Schaden vieler Autofahrerinnen und 

Autofahrer, aber auch der Wirtschaft 

und kommunaler Unternehmen, habe 

die Union es aber vehement abge-

lehnt, diese Regelung auch auf ältere 

Fahrzeuge anzuwenden. Die SPD-

Bundestagsfraktion werde sich weiter-

hin dafür einsetzen. 

 

TRANSPARENZ IN DER POLITIK 

EIN LOBBYREGISTER 
FÜR BUNDESTAG UND 
BUNDESREGIERUNG 
STEHT 
 

Die Hartnäckigkeit der SPD-

Fraktion beim Lobbyregister hat 

sich ausgezahlt: Die CDU hat ihren 

Widerstand gegenüber einer Re-

gistrierungspflicht für Interessens-

vertreter bei der Bundesregierung 

aufgegeben. 

Das Unbehagen der Öffentlichkeit ge-

genüber dem Ausmaß des Einflusses 

von Interessenvertreterinnen und Inte-

ressenvertretern auf die Politik hat 

sich verstärkt. Mit dem Begriff des 
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„Lobbyismus“ werden in der öffentli-

chen Wahrnehmung vornehmlich ille-

gitime Einflussversuche von Interes-

senorganisationen und ihrer Vertrete-

rinnen und Vertreter verbunden. Die-

ser Eindruck ist geeignet, das Ver-

trauen der Öffentlichkeit in die Politik 

und die Legitimität parlamentarischer 

Willensbildungs- und Entscheidungs-

prozesse zu beschädigen .Der Ge-

setzentwurf zur Einführung eines Lob-

byregisters, der am Freitag in Erster 

Lesung in den Bundestag eingebracht 

wird, beinhaltet verschiedene Maß-

nahmen, um die Vertretung von Inte-

ressen transparenter zu machen. 

Mit dem Gesetzentwurf soll ein Rege-

lungsrahmen für das Miteinander von 

Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft 

geschaffen werden. Es wird eine Re-

gistrierungspflicht für diejenigen ge-

schaffen, die Interessenvertretung ge-

genüber dem Deutschen Bundestag 

ausüben und dabei im demokrati-

schen Willensbildungs- und Entschei-

dungsprozess mitwirken. Interessen-

vertreter und-vertreterinnen werden 

verpflichtet, sich einen Verhaltensko-

dex zu geben, der Grundsätze in-

tegrer Interessenvertretung definiert 

und ein öffentliches Rügeverfahren 

bei Verstößen vorsieht. Verstöße ge-

gen die Registrierungspflicht werden 

künftig mit einem Ordnungsgeld sank-

tioniert. 

„Ich bin sehr zufrieden“, sagt der Ab-

geordnete Matthias Bartke. „Die SPD 

kämpft seit zehn Jahren für ein Lobby-

register. Jetzt endlich haben wir es ge-

schafft. Unsere Hartnäckigkeit hat 

sich ausgezahlt!“ Ganz zum Schluss 

haben die Koalitionspartner auch 

noch den letzten Streitpunkt aus dem 

Weg geräumt. Die SPD wollte das 

Lobbyregistergesetz nicht nur auf den 

Bundestag sondern auch auf die Bun-

desregierung angewendet wissen. Die 

Kanzlerin lehnte dies in ihrer Sommer-

Pressekonferenz noch ab. 

Vizekanzler Olaf Scholz machte in der 

Regierungsbefragung vom Mittwoch 

allerdings noch einmal deutlich, dass 

es hier einen Dissens in der Bundes-

regierung gab. Nun aber hat die Union 

eingelenkt. Das Lobbyregister wird 

künftig neben dem Bundestag auch 

Anwendung auf die Bundesregierung 

finden.  

Matthias Bartke: „Jetzt ist der Gesetz-

entwurf rund. Ein Lobbyregister, das 

lediglich für den Bundestag Geltung 

hätte, wäre nur ein halbes Lobbyregis-

ter!“. 

 

KRANKENHAUSZUKUNFTSGESETZ 

KRANKENHÄUSER 
WERDEN GESTÄRKT, 
ELTERN 
UNTERSTÜTZT 
 

Der Bund stellt Kliniken drei Milliar-

den Euro zur Modernisierung und 

Digitalisierung sowie für Personal-

kosten zur Verfügung. Zudem er-

halten Eltern mehr Krankentage für 

ihre Kinder.   

Mehr Geld für die Stärkung der Kran-

kenhäuser: Mit dem Krankenhauszu-

kunftsgesetz soll sichergestellt wer-

den, dass Patientinnen und Patienten 

in Deutschland auch in Zukunft von 

der hohen Versorgungs- und Pflege-

qualität in deutschen Kliniken profitie-

ren. Das Gesetz, das am Donnerstag 

im Bundestag in erster Lesung bera-

ten wird, setzt das „Zukunftspro-

gramm Krankenhäuser“ aus dem Kon-

junkturpaket um. Die Corona-Pande-

mie hat gezeigt, wie wichtig eine qua-

litativ hochwertige und moderne Ge-

sundheitsversorgung vor allem in 

Krankenhäusern ist. 
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Für moderne stationäre Notfallkapazi-

täten sowie für die digitale Ausstat-

tung und Vernetzung der Krankenhäu-

ser stellt die Koalition insgesamt drei 

Milliarden Euro aus dem Bundeshaus-

halt bereit. Hinzu kommen weitere 1,3 

Milliarden Euro von den Bundeslän-

dern und Krankenhausträgern. 

Gleichzeitig werden Rahmenbedin-

gungen geschaffen, um coronabe-

dingte Erlösausfälle und Mehrkosten 

für Krankenhäuser im Bedarfsfall aus-

zugleichen. 

Teil des Gesetzes ist auch, dass El-

tern von erkrankten Kindern unter-

stützt werden: Die Bezugszeit des 

Kinderkrankengeldes für 2020 wird 

von 10 auf 15 Tage erhöht (für Allein-

erziehende auf 30 Tage). Und auch 

diejenigen, die coronabedingt Ange-

hörige pflegen, hat die SPD-Fraktion 

im Blick: Bis zum Ende des Jahres 

werden die Akuthilfe Pflege und das 

Pflegeunterstützungsgeld verlängert. 

Viele Maßnahmen des Schutzschirms 

für die Pflege werden über den 30. 

September hinaus verlängern. So 

kann beispielsweise das Pflegeunter-

stützungsgeld weiterhin bis zu 20 Ar-

beitstage in Anspruch genommen 

werden. 

Mit dem Gesetz „leisten wir einen 

wichtigen Beitrag für eine leistungsfä-

hige Krankenhausstruktur - im Nor-

malbetrieb genauso wie in Krisenzei-

ten“ , sagte die stellvertretende Vorsit-

zenden der SPD-Bundestagsfraktion, 

Bärbel Bas. 

 

 

 

 

 

Die wichtigsten Regelungen des Ent-

wurfs im Überblick: 

Über 4 Milliarden Euro für die Mo-

dernisierung von Krankenhäusern 

Beim Bundesamt für Soziale Siche-

rung wird ein Krankenhauszukunfts-

fonds eingerichtet. Ab dem 1. Januar 

2021 werden dem Fonds durch den 

Bund 3 Milliarden Euro über die Liqui-

ditätsreserve des Gesundheitsfonds 

zur Verfügung gestellt. Die Länder 

und/oder die Krankenhausträger über-

nehmen 30 Prozent der jeweiligen In-

vestitionskosten. Insgesamt steht so-

mit ein Fördervolumen von bis zu 4,3 

Milliarden Euro zur Verfügung. 

Förderung von Notfallkapazitäten 

und digitaler Infrastruktur 

Gefördert werden Investitionen in mo-

derne Notfallkapazitäten und eine 

bessere digitale Infrastruktur, z.B. Pa-

tientenportale, elektronische Doku-

mentation von Pflege- und Behand-

lungsleistungen, digitales Medikati-

onsmanagement, Maßnahmen zur IT-

Sicherheit sowie sektorenübergrei-

fende telemedizinische Netz-

werkstrukturen. Auch erforderliche 

personelle Maßnahmen können durch 

den Fonds finanziert werden. 

Unterstützungen für Eltern und 

Pflegende 

Der Leistungszeitraum des Kinder-

krankengeldes wird zeitlich auf das 

Jahr 2020 begrenzt ausgedehnt. Im 

Bereich der Pflege werden wesentli-

che bisher befristete Regelungen zur 

finanziellen Entlastung und Unterstüt-

zung verlängert. 

Das Krankenhauszukunftsgesetz be-

darf nicht der Zustimmung des Bun-

desrates und soll voraussichtlich im 

Oktober dieses Jahres in Kraft treten. 
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FAMILIENENTLASTUNG 

DAS KINDERGELD 
WIRD 2021 ERHÖHT 
  
Familien sollen über eine Erhöhung 

des Kindergeldes und Steuerer-

leichterungen entlastet werden. Sie 

profitieren auch über die Verdopp-

lung der Behinderten-Pauschbe-

träge. 

Familien werden ab dem kommenden 

Jahr finanziell bessergestellt: Nach 

dem Gesetzentwurf für ein Zweites 

Familienentlastungsgesetz, der am 

Donnerstag in erster Lesung von den 

Abgeordneten beraten wurde, bekom-

men Familien ab 1. Januar 2021 mo-

natlich 15 Euro mehr Kindergeld – das 

sind jährlich 180 Euro mehr. Damit be-

trägt das Kindergeld für das erste und 

zweite Kind jeweils 219 Euro, für das 

dritte Kind 225 Euro und für das vierte 

und jedes weitere Kind jeweils 250 

Euro. Mit dieser zweiten Erhöhung 

geht die Bundesregierung über das 

verfassungsrechtlich Notwendige hin-

aus und setzt sich nachhaltig gegen 

Kinderarmut ein. Das Geld kommt di-

rekt bei den Familien an. Gleichzeitig 

steigen die Kinderfreibeträge um 576 

Euro auf insgesamt 8.388 Euro. 

Zusätzlich sorgt das Gesetz dafür, 

dass Lohnsteigerungen im Geldbeutel 

der Beschäftigten ankommen. Durch 

eine Senkung des Einkommensteu-

ertarifs werden die Effekte der „kalten 

Progression“ ausgeglichen. Denn ge-

rade Familien sind darauf angewie-

sen, dass Lohnsteigerungen nicht 

durch die Inflation und höhere Steuern 

aufgefressen werden. Auch der 

Grundfreibetrag wird erhöht. So wer-

den die verfügbaren Einkommen der 

Bürgerinnen und Bürger und vor allem 

der Familien gestärkt. 

Der SPD-Fraktion ist es wichtig, Fami-

lien finanziell zu stärken – nicht nur vor 

dem Hintergrund der Corona-Krise. 

Der Regierungsentwurf reiht sich in 

zahlreiche familienpolitische Maßnah-

men der vergangenen Jahre ein. Ins-

gesamt zwölf Milliarden Euro jährlich 

plant die Bundesregierung für die Ent-

lastung der Steuerzahler. Insbeson-

dere Familien und Bezieher mit niedri-

gen und mittleren Einkommen sollen 

mit dem Zweiten Familienentlastungs-

gesetz unterstützt werden. 

Darüber hinaus sollen auch weiterhin 

Menschen mit Behinderung finanziell 

unterstützt werden. Deshalb soll die 

Behinderten-Pauschbeträge verdop-

pelt und steuerliche Nachweispflich-

ten für den Erhalt der Beträge ver-

schlankt werden. 

 

LEHREN AUS DER KRISE 

AUF DEN 
SOZIALSTAAT KOMMT 
ES AN 
  
Es gelte, das zu erhalten und zu 

stärken, was sich in der Krise be-

währt hat und gleichzeitig den Sozi-

alstaat fit zu machen für die Heraus-

forderungen der Zukunft, hat die 

SPD-Bundestagsfraktion beschlos-

sen.  

Die SPD-Fraktion setzt weiter auf ei-

nen starken Sozialstaat: „Die Lehre 

aus der Krise und die Konsequenz für 

die Transformation der Arbeitswelt 

kann nur lauten: Der Sozialstaat und 

eine starke Sozialpartnerschaft sind 

wichtiger denn je“, heißt es in einem 

Positionspapier, das die SPD-Fraktion 

vergangene Woche auf ihrer Frakti-

onsklausur beschlossen hat.  
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„Jetzt gilt es, das zu erhalten und zu 

stärken, was sich in der Krise bewährt 

hat und gleichzeitig den Sozialstaat fit 

zu machen für die Herausforderungen 

der Zukunft. Der neue Sozialstaat ist 

unsere Antwort auf den rasanten 

Wandel der Arbeitswelt“, schreiben 

die Abgeordneten in dem Papier „Leh-

ren aus der Krise: Auf den Sozialstaat 

kommt es an“. 

Es würden immer wieder Stimmen 

laut, die den Rotstift an den Sozial-

staat und damit den Zusammenhalt 

ansetzen wollen: Die Forderungen 

nach einer Kürzung des Mindestlohns, 

die Diffamierung des Sozialstaats als 

Kostentreiber und Wachstumshinder-

nis und die massiven Widerstände bei 

der Grundrente zeigten, dass trotz völ-

lig veränderter Rahmenbedingungen 

bei vielen kein Umdenken stattgefun-

den habe. Dieser Weg zurück sei nicht 

nur für den sozialen Zusammenhalt in 

unserem Land brandgefährlich, er sei 

auch ökonomisch unsinnig. „Für die 

Sozialdemokratie ist klar: Investitio-

nen in den Sozialstaat sind Investitio-

nen in die Zukunft“, heißt es in dem 

Papier. 

Konkret planen die Abgeordneten fol-

gende Maßnahmen: 

Wer viele Jahre in die Arbeitslosen-

versicherung eingezahlt hat, soll ei-

nen längeren Anspruch auf Arbeitslo-

sengeld I haben und danach nicht so-

fort das Ersparte offenlegen müssen. 

Die Grundsicherung (Arbeitslosen-

geld II) will die Fraktion durch 

ein neues Bürgergeld ersetzen, ver-

bunden mit einem Anspruch auf Absi-

cherung und Teilhabe. Dazu werde 

als erster Schritt das Urteil des Bun-

desverfassungsgerichts umgesetzt 

und Leistungskürzungen im ALG-II-

Bezug von mehr als 30 Prozent aus-

geschlossen. Auch die strengeren 

Sanktionen für unter 25-Jährige sollen 

abschafft werden. 

Darüber hinaus setzt sich die Fraktion 

für eine solidarische Arbeitsversi-

cherung ein. Sie soll durch ein Recht 

auf geförderte Weiterbildung dafür 

sorgen, dass Arbeitslosigkeit mög-

lichst gar nicht erst entsteht. Tritt Ar-

beitslosigkeit dennoch ein, soll es 

ein Arbeitslosengeld-Q für gezielte 

Weiterbildung geben, durch das sich 

der Anspruch auf Arbeitslosengeld I 

entsprechend verlängert. 

Zudem setzt sich die Fraktion die per-

spektivische Anhebung des Min-

destlohns auf 12 Euro zum Ziel. Da-

für wolle Arbeitsminister Hubertus Heil 

das Gesetz weiterentwickeln und eine 

zweite Leitplanke für die Entscheidun-

gen der Kommission einziehen: Der 

Schutz von Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern durch ein angemesse-

nes Lohnniveau sollte im Gesetz deut-

licher verankert werden. 

Alle Kinder sollen eine unbeschwerte 

Kindheit und die besten Chancen für 

ihre Zukunft haben. Als nächstes wol-

len die Abgeordneten Kinderrechte im 

Grundgesetz verankern und ei-

nen Rechtsanspruch auf Ganztags-

betreuung für Grundschulkin-

der einführen. Darüber hinaus ma-

chen sie sich für eine eigenständige 

und unbürokratische Kindergrundsi-

cherung stark. Mit ihrem Konzept der 

Familienarbeitszeit will die Fraktion 

dafür sorgen, dass Familie und Beruf 

besser unter einen Hut zu bringen 

sind. Sie will Familien gezielt unter-

stützen, wenn sie Zeit brauchen. 
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SCHLÜSSELINDUSTRIE SCHÜTZEN 

EIN ZUKUNFTSPAKT 
FÜR DIE 
AUTOMOBILINDUSTRIE 
  
Die deutsche Automobilindustrie 

muss weiter Leitindustrie bleiben. 

Über Zukunfstinvestitionen und 

den Ausbau von Infrastruktur 

soll der Strukturwandel begleitet 

werden, hat die SPD-Fraktion in ei-

nem Positionspapier beschlossen. 

Die SPD-Fraktion im Bundestag stellt 

sich ganz klar hinter die Automobilin-

dustrie und ihre Beschäftigten. Sie will 

die Wertschöpfung und die Arbeits-

plätze im Land halten und den Struk-

turwandel in der Branche aktiv gestal-

ten. Dazu braucht es einen aktiven 

Staat, der lenkt, unterstützt und seine 

Industrien schützt. Ein Wandel, der al-

lein vom Markt gesteuert wird, droht 

unsere Schlüsselindustrie nachhaltig 

zu schädigen. Für die Arbeitnehmerin-

nen und Arbeitnehmer in Deutschland 

würde das ein enormes Risiko bedeu-

ten. Das wird die Sozialdemokratie 

nicht hinnehmen. 

Darum will die SPD-Fraktion einen Zu-

kunftspakt Automobil, der sich der 

schwierigen Übergänge bewusst ist, 

der sich aber klar zu alternativen An-

trieben bekennt und für einen Ange-

bots- und Nachfrageschub vor allem 

für E-Autos sorgt. Der Verbrenner wird 

die kommenden Jahre noch eine 

wichtige Rolle spielen, aber in Zukunft 

fahren unsere Autos elektrisch. Um 

beim E-Auto ebenfalls hohe Wert-

schöpfung zu erreichen, fördert die 

SPD-Fraktion den weiteren Aufbau 

von Knowhow in den Zukunftsberei-

chen der Batteriezellproduktion, der 

Brennstoffzelle und auch dem autono-

men Fahren. 

Deutschland und Europa müssen ihre 

strategischen Interessen künftig noch 

besser durchsetzen. In Europa nimmt 

die SPD-Fraktion den Klimaschutz 

sehr ernst, sie verlangt unseren heimi-

schen Unternehmen sehr viel ab. Da-

rum ist es nur fair, wenn unsere In-

dustrie vor billiger und schlechter Kon-

kurrenz aus dem Ausland künftig bes-

ser geschützt wird. Wenn unsere Au-

tos klimaneutral gebaut werden, Im-

porte aus dem Ausland aber weiter 

aus dreckigen Stahl gefertigt sind, ist 

das unfair. Wir brauchen einen Me-

chanismus, der deutsche Produkte 

vor schlechter Billigkonkurrenz 

schützt, wie zum Beispiel eine CO2-

Steuer an den Grenzen Europas. 
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